
 

      
      

      
    

 
     

       
     

    
 

     
       

    
    

 
       

       
     

   
 

 

 
 
 
 

  
   

    
   

  
  

 

   

 

   

 

 

         

        

          

 

 

     

 

            

        

      

 

        

        

DEUTSCHER INDUSTRIE- UND 
HANDELSKAMMERTAG E. V. 
Breite Str. 29 
10178 Berlin 

ZENTRALVERBAND DES 
DEUTSCHEN HANDWERKS E. V. 
Mohrenstr. 20/21 
10117 Berlin 

BUNDESVERBAND DEUTSCHER 
BANKEN E. V. 
Burgstr. 28 
10178 Berlin 

HANDELSVERBAND DEUTSCHLAND (HDE) E. V. 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 

Herrn 
Dr. Rolf Möhlenbrock 
Leiter der Steuerabteilung 
Bundesministerium der Finanzen 
Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 

per E-Mail: IVB5@bmf.bund.de 

BUNDESVERBAND DER DEUTSCHEN 
INDUSTRIE E. V. 
Breite Str. 29 
10178 Berlin 

BUNDESVEREINIGUNG DER DEUTSCHEN 
ARBEITGEBERVERBÄNDE E. V. 
Breite Str. 29 
10178 Berlin 

GESAMTVERBAND DER DEUTSCHEN 
VERSICHERUNGSWIRTSCHAFT E. V. 
Wilhelmstr. 43/43G 
10117 Berlin 

BUNDESVERBAND GROSSHANDEL, 
AUSSENHANDEL, DIENSTLEISTUNGEN E. V. 
Am Weidendamm 1A 
10117 Berlin 

2. August 2022 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des 

Fremdvergleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 

05.07.2022; IV B 5 - S 1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Sehr geehrter Herr Dr. Möhlenbrock, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur 

Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerun-

gen“ Stellung nehmen zu können. 

Mit Blick auf das Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz (AbzStEntModG) wurde die 

redaktionelle Anpassung der Funktionsverlagerungsverordnung (FVerlV) an die gesetzlichen 
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Änderungen des § 1 Abs. 3b Außensteuergesetz (AStG) angekündigt. Durch die Neustrukturie-

rung des § 1 AStG fanden die Regelungen zur Funktionsverlagerung und die Definition des 

Transferpakets, die zuvor in der FVerlV-2008 normiert waren, Einzug in das Außensteuergesetz. 

Zu unserem Erstaunen stellen wir fest, dass der Referentenentwurf über eine bloße redaktio-

nelle Anpassung hinaus weitreichende Verschärfungen zu Lasten der Steuerpflichtigen vorsieht. 

So wird die für die Praxis relevante Exkulpationsvorschrift des § 4 Abs. 2 FVerlV-2008 ersatzlos 

gestrichen. Zudem werden die Nachweispflichten in § 1 Abs. 5 S. 2, § 5 und § 7 S. 2 FVerlV-

RefE erheblich verschärft. Dies ist weder sachgerecht noch entsprechen die Änderungen der 

Intention des Gesetzgebers. 

Ausdrücklich begrüßen wir die Intention des Gesetzgebers, wesentliche steuerliche Pflichten 

gesetzlich zu nominieren und durch begleitende Rechtsverordnungen Rechtssicherheit herzu-

stellen. Im Sinne einer eindeutigen, rechtssicheren und administrierbaren Rechtsanwendung ist 

es essenziell, grundlegende steuerliche Vorschriften nicht in Verwaltungsanweisungen, Erlas-

sen oder Richtlinien, sondern in Gesetzen zu regeln. Mit dem vorliegenden Referentenentwurf 

soll jedoch die Auslegung der Funktionsverlagerung durch die Finanzverwaltung in die Rechts-

verordnung überführt werden. 

Hinsichtlich unserer ausführlichen Anmerkungen zu dem Referentenentwurf verweisen wir auf 

die anliegende Stellungnahme. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
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Mit freundlichen Grüßen 

DEUTSCHER INDUSTRIE- UND BUNDESVERBAND 
HANDELSKAMMERTAG E. V. DER DEUTSCHEN INDUSTRIE E. V. 

Dr. Rainer Kambeck Dr. Monika Wünnemann 

ZENTRALVERBAND DES DEUTSCHEN BUNDESVEREINIGUNG DER 
DEUTSCHEN HANDWERKS E. V. ARBEITGEBERVERBÄNDE E. V. 

Carsten Rothbart Renate Hornung-Draus 

BUNDESVERBAND DEUTSCHER GESAMTVERBAND DER DEUTSCHEN 
BANKEN E. V. VERSICHERUNGSWIRTSCHAFT E. V. 

Joachim Dahm Daniel Hoffmann Dr. Volker Landwehr Markus Kunz 

HANDELSVERBAND DEUTSCHLAND BUNDESVERBAND GROSSHANDEL, 
(HDE) E.V. AUSSENHANDEL, DIENSTLEISTUNGEN E. V. 

Ralph Brügelmann Michael Alber 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Zu Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 Abs. 2 FVerlV-RefE (Allgemeine Bestimmungen) 

Während § 1 Abs. 1 FVerlV-RefE den Begriff der Funktion als „eine Geschäftstätigkeit, die 

aus einer Zusammenfassung gleichartiger betrieblicher Aufgaben“ definiert, soll § 1 Abs. 2 

FVerlV-RefE das Vorliegen der Verlagerung der Funktion festlegen. Dabei weitet der Refe-

rentenentwurf den Verlagerungstatbestand weit über eine bloße redaktionelle Anpassung 

an die Neustrukturierung in § 1 Abs. 3b AStG aus. Demnach liegt eine Verlagerung bereits 

dann vor, wenn Teile einer Funktion übertragen oder überlassen werden. Der Referenten-

entwurf lässt dabei offen, wie ein Teil einer Funktion zu definieren ist. Der Entwurf verkennt 

zudem, dass eine Funktion nach § 1 Abs. 1 FVerlV-2008 und FVerlV-RefE eine Zusammen-

fassung betrieblicher Aufgaben ist und dadurch im offenen Widerspruch zu der „Teilverla-

gerung“ des § 1 Abs. 2 FVerlV-RefE steht. Was ein Teil dieser Zusammenfassung sein 

könnte, lässt sich weder aus der Verordnung noch dem Gesetz bestimmen. Durch die feh-

lende Begriffsbestimmung entsteht Rechtsunsicherheit, die nur mit hohem Aufwand gericht-

lich zu klären sein wird. Durch die vorliegende Entwurfsfassung sind Unternehmen daher 

gezwungen, sämtliche betriebliche Prozesse einer Prüfung für die Zwecke der Funktions-

verlagerung zu unterwerfen. Dies bindet personelle Kapazitäten und bedroht die Unterneh-

men in ihrer Flexibilität und führt unweigerlich zu Wettbewerbsnachteilen bei der strategi-

schen Unternehmensaufstellung und -strukturierung. Im Sinne einer rechtsicheren Anwen-

dung ist es angeraten, die Begrifflichkeiten der Funktion an sich und deren Verlagerung 

umfassend zu definieren. Die Ausweitung der FVerlV auf eine „Teilfunktionsverlagerung“ ist 

weder mit der Funktionsdefinition noch mit der Intention des Gesetzgebers zur redaktionel-

len Anpassung der Verordnung vereinbar. Darüber hinaus drohen der deutschen Wirtschaft 

durch die Ausweitung auf „Teilverlagerungen“ Wettbewerbsnachteile und langwierige Ge-

richtsverfahren zur Herstellung von Rechtsklarheit. 

Nach dem Wortlaut des Entwurfs liegt eine Funktionsverlagerung bereits dann vor, wenn 

ausschließlich eine Funktion übertragen wird, ohne dass die dieser Funktion zugrundelie-

genden Wirtschaftsgüter ebenfalls mitübertragen oder mitüberlassen werden müssen. Dies 

folgt aus der Formulierung in § 1 Abs. 2 S. 1 FVerlV-RefE, wonach eine Funktionsverlage-

rung auch dann vorliegt, wenn nur „gegebenenfalls“ Wirtschaftsgüter ebenfalls überlassen 

oder übertragen werden. Die Ergänzung „gegebenenfalls“ lässt darauf schließen, dass es 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

sich bei der Übertragung oder Überlassung von Wirtschaftsgütern oder sonstigen Vorteilen 

nicht mehr um konstitutive Tatbestandsvoraussetzungen einer Funktionsverlagerung han-

delt. Infolgedessen könnte allein die Übertragung einer Funktion zu einer gewinnrealisie-

renden Funktionsverlagerung führen. Dies stellt eine deutliche Verschärfung gegenüber der 

bislang geltenden FVerlV-2008 dar. 

Petitum: 

Die Einschränkung „gegebenenfalls“ in § 1 Abs. 2 S. 1 FVerlV-RefE sollte gestrichen wer-

den. Zudem sollte klargestellt werden, dass bei einer Funktionsverlagerung die entspre-

chenden Wirtschaftsgüter mitübertragen oder -überlassen werden müssen. Die Übertra-

gung oder Überlassung einer Teilfunktion sowie die Ausweitung einer Funktion sollte nicht 

zu einer Funktionsverlagerung führen. Der Wortlaut sollte dementsprechend angepasst 

werden. 

Zu § 1 Abs. 3 FVerlV-RefE 

Die Wesentlichkeitsdefinition für die Zwecke des § 1 Abs. 3b S. 2 AStG ausschließlich auf 

immaterielle Wirtschaftsgüter zu beschränken, erachten wir als unzureichend. § 1 Abs. 3b S. 

2 AStG als Exkulpationsmöglichkeit bezieht sich auf immaterielle Wirtschaftsgüter oder sons-

tige Vorteile, weshalb auch sonstige Vorteile in die Wesentlichkeitsdefinition eingeschlossen 

werden müssen. Ein Ausschluss der sonstigen Vorteile könnte dazu führen, dass eine Funkti-

onsverlagerung dann bereits vorliegt, wenn unwesentliche sonstige Vorteile übertragen wer-

den. Davon wäre auch die Überlassung oder Übertragung von Routinefunktionen betroffen. 

Dies steht weder im Einklang mit den bisherigen Grundsätzen der Funktionsverlagerung noch 

mit den international anerkannten Verrechnungspreisrichtlinien. 

Petitum: 

„Sonstige Vorteile“ sollten in der Wesentlichkeitsdefinition ergänzt werden. 

Zu § 1 Abs. 5 FVerlV-RefE 

Die Funktionsverdoppelung als Bereichsausnahme der Funktionsverlagerung wird durch 

die Anforderung des § 1 Abs. 5 S. 2 FVerlV-RefE erweitert. Während § 1 Abs. 6 S. 2 FVerlV 

2008 nur eine Glaubhaftmachung verlangt, dass eine Funktionseinschränkung im Inland 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

nicht mit der Funktionsverdoppelung im wirtschaftlichen Zusammenhang steht, wird nun 

verlangt, Nachweise zu führen. Die Darlegungslast folgt im Grundsatz der Beweislastregel. 

Das heißt, dass der Steuerpflichtige die für ihn günstigen Tatsachen vortragen kann (Glaub-

haftmachung). Erst bei Vorbringen von widersprechenden Indizien durch die Gegenseite 

muss er die von ihm vorgebrachten Tatsachen beweisen. Von diesem bewährten Grundsatz 

der Verteilung von Darlegungs- und Beweislast sollte nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen 

abgewichen werden. Der Referentenentwurf geht hierbei weit über redaktionelle Änderun-

gen hinaus und verschärft die Nachweispflichten erheblich zu Lasten der Steuerpflichtigen. 

Diese Abweichung ist auch mit Blick auf § 1 Abs. 3b AStG unverständlich, der ausschließlich 

von der Glaubhaftmachung spricht, womit der Referentenentwurf unverhältnismäßig über 

das Gesetz hinaus geht. 

Durch die Umkehr der Beweislast zu Lasten der Steuerpflichtigen wird die Gefahr von Aus-

einandersetzungen zwischen Finanzverwaltung und Unternehmen unnötig erhöht. Zudem 

ist unklar, wie sich der Nachweis von der Glaubhaftmachung unterscheidet und welche er-

höhten Dokumentationspflichten in den Unternehmen zum Tragen kommen müssten. Ins-

gesamt führen die geforderten Nachweispflichten zu einem zusätzlichen Erfüllungsaufwand 

sowie zusätzlichen Kosten für Unternehmen. 

Petitum: 

Das Führen von Nachweisen sollte Ultima Ratio sein und nicht proaktiv von den Steuer-

pflichtigen abverlangt werden. Die bisherige Glaubhaftmachung der Zusammenhangslosig-

keit der Funktionseinschränkung mit der Funktionsverdoppelung ist als Darlegungslast aus-

reichend und angemessen. § 1 Abs. 6 FVerlV-2008 sollte wortgleich überführt werden. 

Zu § 1 Abs. 7 FVerlV-2008 

Die Negativkriterien zur Abgrenzung zu der Funktionsverlagerung in § 1 Abs. 7 FVerlV-2008 

wurde von der deutschen Wirtschaft als Beitrag zur Rechtssicherheit begrüßt. Durch die 

Streichung von Abs. 7 aus § 1 FVerlV-RefE wird Raum zur Interpretation geöffnet und es 

werden Streitigkeiten mit der Finanzverwaltung im Rahmen von Betriebsprüfungen befürch-

tet. 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Petitum: 

Durch die bisherige Normierung der Tatbestandsausnahmen wurde die Rechtssicherheit 

erhöht. Die Beibehaltung des § 1 Abs. 7 FVerlV-2008 ist für die Rechtssicherheit aus Sicht 

der deutschen Wirtschaft notwendig. 

Zu Abschnitt 2: Wert des Transferpakets 

Zu § 3 FVerlV-RefE (Bestandteile des Transferpakets) 

Die in § 4 Abs. 2 FVerlV-2008 normierte Exkulpationsmöglichkeit, anstelle einer dauerhaf-

ten Nutzungsübertragung auf Antrag eine Nutzungsüberlassung anzunehmen, ist im Ent-

wurf ersatzlos gestrichen. In der bisherigen Fassung bestand die Möglichkeit, auf Antrag 

des Steuerpflichtigen von einer Nutzungsüberlassung auszugehen, wenn zweifelhaft ist, ob 

das Transferpaket zur Nutzung überlassen oder übertragen wurde. 

Die Regelung des § 4 Abs. 2 FVerlV-2008 stellt eine erhebliche Erleichterung für die be-

triebliche Praxis dar. Durch die Streichung des Antragsrechts, im Zweifel von einer Nut-

zungsüberlassung auszugehen, drohen den Unternehmen zusätzliche Belastungen, da die 

steuerliche Auswirkung einer Einmalübertragung höher ist und diese zudem teilweise im 

Ausland als Goodwill zu aktivieren ist, ggf. sogar ohne die Möglichkeit der Abschreibung. 

Der Begründung zu § 3 FVerlV-RefE können wir nicht folgen. Der Regelungsgehalt des § 4 

Abs. 2 FVerlV-2008 räumte den Steuerpflichtigen über den bloßen Liquiditätsvorteil hinaus 

erhebliche Rechtsicherheit bei der Nutzungsüberlassung ein. Sollte die Norm ersatzlos ge-

strichen werden, drohen vermehrte Streitigkeiten im Rahmen von Betriebsprüfungen und 

der Gerichtsbarkeit, die auch nicht durch den Verweis der Begründung zu § 3 auf allgemeine 

steuerrechtliche Vorschriften verhindert werden können. Die ersatzlose Streichung der Re-

gelung stellt eine Erschwernis für Unternehmen dar und führt zu zusätzlichen Erfüllungskosten 

für Unternehmen und die Finanzverwaltung. Zudem ist unklar, auf welche Regelungen des 

Steuerrechts sich der Verordnungsgeber in Satz 2 der Begründung zu § 3 FVerlV-RefE be-

zieht. 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Petitum: 

Im Sinne des Rechtsfriedens sollte das durch § 4 Abs. 2 FVerlV-2008 gewährte Wahlrecht 

zur Nutzungsüberlassung in der Neufassung der FVerV beibehalten werden. 

Zu § 4 FVerlV-RefE (Kapitalisierungszinssatz) 

Im Rahmen der Ermittlung des Kapitalisierungszinssatzes wird nun auf das Äquivalenzprin-

zip verwiesen. Zudem soll – klarstellend – geregelt werden, dass marktübliche Risikozu-

schläge, wie sie unter fremden Dritten vereinbart würden, anzusetzen sind. Grundsätzlich 

ist die Klarstellung zu begrüßen. Leider nutzt die Begründung zu der Verordnung nicht die 

Gelegenheit, eine ausdrückliche Anwendungsklarheit zu schaffen, wodurch weiterhin Inter-

pretationsspielraum verbleibt. 

Petitum: 

Die Intention zur Anwendung des Äquivalenzprinzip sollte durch das BMF hinreichend Ein-

zug in die Verordnungsbegründung finden, um unerwünschte Ergebnisse und Rechtsstrei-

tigkeiten vorwegzunehmen. 

Zu § 5 FVerlV-RefE (Kapitalisierungszeitraum) 

Der zeitliche Umfang des Kapitalisierungszeitraums ist für die Bewertung des Transferpa-

kets von hoher Bedeutung. Während § 6 FVerlV-2008 lediglich die Glaubhaftmachung eines 

begrenzten Kapitalisierungszeitraumes erfordert, so fordert § 5 FVerlV-RefE dessen Nach-

weis. Ansonsten erfolgt die Verwendung eines unbegrenzten Kapitalisierungszeitraums. 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen zur Glaubhaftmachung zu § 1 Abs. 5 FVerlV-RefE. 

Petitum: 

Das Führen von Nachweisen sollte Ultima Ratio sein und nicht proaktiv von den Steuer-

pflichtigen abverlangt werden. Die bisherige Glaubhaftmachung des kürzeren Kapitalisie-

rungszeitraumes als Darlegungslast ist ausreichend und angemessen. § 6 FVerlV-2008 

sollte wortgleich überführt werden. 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Zu § 6 FVerlV-RefE (Bestimmung des Einigungsbereichs) 

Wir begrüßen die Klarstellung in § 6 Abs. 3 FVerlV-RefE, dass im Fall der Verlagerung einer 

Funktion, aus der dauerhaft keine finanziellen Überschüsse zu erwarten sind, für Zwecke 

der FVerlV ein Mindestpreis als Entgelt akzeptiert werden kann, das zur Begrenzung von 

Verlusten die anfallenden Schließungskosten nur teilweise deckt oder dass eine Aus-

gleichszahlung an das übernehmende Unternehmen für die Übernahme der Verlustquelle 

geleistet werden kann. 

Allerdings ist gemäß § 6 Abs. 5 FVerlV-RefE nicht mehr zu prüfen, ob ein unabhängiger 

Dritter bei einem Mindestpreis von Null oder darunter unter Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes bereit wäre, für die Übernahme der Funktion einen Preis zu bezahlen, 

sondern welche Höhe dieser Preis hat. Gleichzeitig werden laut § 6 Abs. 3 FVerlV-RefE für 

Zwecke der FVerlV ausdrücklich auch Preise akzeptiert, welche die Schließungskosten 

nicht vollständig abdecken. Dies wäre aber bei einem rein investitionstheoretisch begrün-

deten Kalkül erforderlich. Außerdem sind die Entscheidungsgrundlagen vollkommen unter-

schiedlich. Das verlagernde Unternehmen hat das Ziel, Verluste bzw. Schließungskosten 

zu vermeiden, während ein unabhängiger Dritter als übernehmendes Unternehmen beab-

sichtigt, Erträge zu erwirtschaften. Daher ist es u. E. nicht sinnvoll, bei einem Mindestpreis 

von null oder darunter das tatsächlich erzielte Entgelt mit demjenigen zu vergleichen, das 

ein unabhängiger Dritter unter Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes bereit wäre, 

für die Übernahme der Funktion zu bezahlen. 

Petitum: 

Wir bitten um Beibehaltung der Formulierung in § 7 Abs. 5 FVerlV-2008, dass zu prüfen ist, 

ob ein unabhängiger Dritter bereit wäre, einen Preis für die Übernahme der Funktion zu 

bezahlen. Sollte unserem Petitum nicht gefolgt werden und die Ermittlung des Preises, den 

ein unabhängiger Dritter bereit wäre zu zahlen, verpflichtend sein, bitten wir um Klarstel-

lung, welche Auswirkung dieser Preis bei Anwendung der FVerlV hat. Diese Klarstellung 

könnte i. R. einer Verwaltungsanweisung (BMF-Schreiben) erfolgen, das auch Beispiele 

enthalten sollte. 
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DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme zu dem Referentenentwurf der „Rechtsverordnung zur Anwendung des Fremdver-

gleichsgrundsatzes nach § 1 AStG auf Funktionsverlagerungen“ (Stand: 25.05.2022; IV B 5 - S 

1341/20/10003 :002, 2022/0647616) 

Zu § 7 FVerlV-RefE (Schadensersatz-, Entschädigungs- und Ausgleichsansprüche) 

Zu einer Verschärfung der Nachweispflicht führt ebenfalls die Entwurfsfassung des § 7 

FVerlV-RefE in Bezug auf immaterielle Wirtschaftsgüter oder sonstige Vorteile. Wir verwei-

sen hierzu auf unsere Ausführungen zur Glaubhaftmachung zu § 1 Abs. 5 FVerlV-RefE. 

Petitum: 

Die bisherige Glaubhaftmachung im Zusammenhang der Nichtübertragung oder Nichtüber-

lassung wesentlicher immaterieller Wirtschaftsgüter als Darlegungslast ist ausreichend und 

angemessen. § 8 FVerlV-2008 sollte wortgleich überführt werden. 

Zu Abschnitt 3: Schlussvorschriften 

Zu § 8 FVerV-RefE 

Zwar stellt die Erweiterung der FVerlV auf Betriebsstätten aufgrund der Regelung in § 1 

Abs. 5 AStG keine inhaltliche Neuregelung dar, ist aber durch die Neuformulierung des § 1 

Abs. 2 FVerlV-RefE kritisch zu betrachten. Sollte die Übertragung oder Überlassung von 

Wirtschafsgütern keine zwingende Voraussetzung für das Vorliegen einer Betriebsstätte 

sein, droht eine Funktionsverlagerung insbesondere bei jeder Personalfunktionsänderung 

zwischen Betriebsstätte und Stammhaus. 

Petitum: 

In Hinblick auf die Neuformulierung von § 1 Abs. 2 FVerlV-RefE sollte klargestellt werden, 

dass bloße Personalfunktionsänderungen zwischen Stammhaus und Betriebsstätte nicht zu 

einer Funktionsverlagerung führt. 
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